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Sachgebiet 75 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Burgbacher, Russe, Dr. Luda, 
Schmidhuber, Zeyer, Springorum und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3755 - 

betr. Pläne für den Ausbau eines Fernwärmenetzes und Möglichkeiten 
der Einsparung von Primärenergie 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vorn 3. Juli 1957 die Kleine 
Anfrage wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die Große 
Anfrage zur sparsamen und rationellen Energieverwendung 
- Drucksache 7/3595 - ausführlich zu Fragen der Ferwärme- 
versorgung Stellung genommen. Sie hat dort darauf hingewie- 
sen, daß zur Klärung der mit der Erzeugung und Darbietung 
von Fernwärme verbundenen technologischen, wirtschaftlichen, 
finanziellen und organisatorischen Probleme eingehende Unter- 
suchungen in Auftrag gegeben worden sind. Die Auswertung 
der für 1976 erwarteten Ergebnisse dieser Studien wird einen 
Überblick über die Wirtschaftlichkeit eines großflächigen Fern- 
wärmeverbundes geben und Möglichkeiten und Erfordernisse 
des staatlichen Handelns aufzeigen. Die in Auftrag gegebenen 
Studien erstrecken sich ausdrücklich auch auf die Möglich- 
keiten der Kraft-Wärme-Kopplung bei Kernkraftwerken und 
werden erste Aufschlüsse geben, inwieweit eine spätere Wär- 
meabgabe schon bei der Planung berücksichtigt werden sollte. 
Die Frage nach den Plänen der Bundesregierung für den Bau 
eines überregionalen Fernwärmetransportnetzes, seinen Inve- 
stitionskosten und seiner Wirtschaftlichkeit, der Deckung des 
Finanzierungsbedarfs, seinem volkswirtschaftlichen Nutzen ein- 
schließlich der dadurch möglichen Energieeinsparung lassen sich 
daher erst nach Auswertung der Ergebnisse dieser Untersuchun- 
gen fundierter beantworten. 

Die Fragen beantworte ich - teilweise zusammenfassend - 
namens der Bundesregierung wie folgt: 


Druck: Thenöe Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Qoethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/3846 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


1. Welche Pläne hat die Bundesregierung für den Bau eines über- 
regionalen Fernwärme-Transportnetzes und für den Bau der 
zur Wärmeeinspeisung in dieses Netz erforderlichen Kraft- 
werke? 


2. Welche Planungen hat die Bundesregierung, um in den außer- 
halb der Ballungsräume anzuschließenden Gebieten zunächst 
Fernwärmeschwerpunkte zu schaffen, die danach über die vor- 
gesehenen Fernwärmeverbundleitungen versorgt werden sollen? 


Es existieren heute keine Planungen für ein bundesweites 
Fernwärmenetz. Ein Fernwärmeversorgungssystem kann nur 
stufenweise von lokalen über regionale zu überregionalen Etap- 
pen aufgebaut werden. Für eine Realisierung der jeweils höhe- 
ren Stufe ist die exakte Ermittlung der Investitionskosten und 
die Wirtschaftlichkeit aufgrund der bereits betriebenen Fern- 
wärmenetze entscheidend. Wie alle großen Infrastruktursyste- 
me (Schienennetz, Stromverbund, Straßennetz usw.) würde der 
Ausbau eines bundesweiten Fernwärmenetzes einen Zeitraum 
von Jahrzehnten benötigen. 

Ausgangspunkt der Diskussion für die Schaffung eines über- 
regionalen Verbundnetzes ist das Ergebnis einer von der Bun- 
desregierung vergebenen Studie. Sie hat in der Fachwelt unter- 
schiedliche Reaktionen ausgelöst. Während die Studie zu dem 
Ergebnis kommt, daß ein überregionales Fernwärmesystem 
volkswirtschaftlich sinnvoll sein könnte, vertritt die überwie- 
gende Mehrheit der Fern wärme Wirtschaft die Meinung, daß ein 
solches Vorhaben wegen der hohen Investitionskosten z. Z. 
nicht realisierbar ist. 

Die Bundesregierung begrüßt die gegenwärtigen Bemühungen 
der Fernwärmewirtschaft um Ausbau und Verdichtung be- 
stehender Fernwärmenetze in dichtbesiedelten Gebieten. Sie 
sieht in diesen privatwirtschaftlichen Plänen einen wichtigen 
Beitrag zur rationellen Energieverwendung und fördert daher 
die Initiativen der Fernwärmewirtschaft zum weiteren Ausbau 
der Fernwärmeversorgung unter den Voraussetzungen des Inve- 
stitionszulagengesetzes. Sie gibt damit einen Anreiz, durch Ver- 
dichtung bestehender Netze, Bildung neuer Fernwärmeinseln 
und Zusammenschluß benachbarter Versorgungsgebiete die 
Voraussetzungen für einen etwaigen späteren großflächigen 
Fernwärmeverbund zu schaffen, in den bei hinreichend großem 
Wärmebedarf und verbrauchsnahen Standorten dann ggf. auch 
Kernheizkraftwerke einbezogen werden könnten. Bei günstiger 
Entwicklung könnten Fernwärmeverbundnetze in fast allen 
Ballungsgebieten entstehen. Dadurch wird die Immissions- 
belastung verringert und die Umwelt in hohem Maße geschont. 
Erste Demonstrationsprojekte sollen im Nordwesten des Ruhr- 
gebietes und im Saarland verwirklicht werden. Die Bundes- 
regierung fördert Einzelabschnitte der dazu erforderlichen Fern- 
wärmesammelschienen im Hinblick auf die noch notwendigen 
Entwicklungsarbeiten für Auslegung und Betrieb im Rahmen 
des Konjunktur- bzw. Forschungsprogramms. 
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3. Mit welchen Investitionen einsdiließlidi der Beschaffung der 
Trassen, der Baukosten-Eskalation, der Bauzinsen und aller 
sonstigen Nebenkosten ist für die vorgenannten Projekte zu 
rechnen? 

Wie gedenkt die Bundesregierung den für den Ausbau des Fern- 
wärme-Transportnetzes und der dazugehörigen Heizkraftwerke 
notwendigen Investitionsbedarf zu decken? 

4. Sind die genannten überregionalen Projekte neben ihrer ener- 
giepolitischen Motivierung auch volkswirtschaftlich zu vertreten, 
insbesondere soweit sie Gebiete außerhalb der Ballungsräume 
betreffen? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die zukünftige Wirtschaft- 
lichkeit einer bundesweiten Fernwärmeversorgung, insbeson- 
dere welcher Real-Einstandspreis und -Verkaufspreis für die 
Wärmemenge wird den Berechnungen zugrunde gelegt? 

Für die Fragen nadi den Investitionskosten, den Finanzierungs- 
möglichkeiten und der Wirtschaftlichkeit gelten in besonderem 
Maße die Ausführungen der Vorbemerkung, daß eine fundierte 
Beantwortung erst nach Auswertung der in Auftrag gegebenen 
Studien möglich ist. 

Exakte Aussagen über die mit einem bundesweiten Fernwärme- 
netz verbundenen Investitionskosten und über die Wirtschaft- 
lichkeit eines solchen Netzes sind daher zur Zeit nicht möglich. 
Die Fernwärmeversorgung ist kapitalintensiv, Investitionen auf 
diesem Sektor sind zum größten Teil Vorleistungen, die erst 
im Laufe der Zeit, nämlich in dem Maße wie Hauseigentümer, 
Gewerbe und Industrie sich an das installierte Fernwärmenetz 
anschließen, rentabel zu werden versprechen. 

Im einzelnen wird auf die Beantwortung der Frage 4 der Gro- 
ßen Anfrage (Seite 8 ff.) verwiesen, wo auf Grenzen und Mög- 
lichkeiten der Fernwärmeversorgung eingegangen wird. 

Die Bundesregierung wird Initiativen der Versorgungsunter- 
nehmen, den Investitionsbedarf für den Ausbau der Fernwärme- 
netze selbst zu decken, unterstützen. 


6. Welche Mengen an Primärenergie (in t SKE) könnten bei Ver- 
wirklichung der unter 1. und 2. genannten Projekte unter reali- 
stischen Annahmen - z. B. unter Berücksichtigung der Wärme- 
verluste in den Fernwärmeumformern und auf den Fernwärme- 
leitungen - eingespart werden? 

Die mit dem Ausbau von Fernwärme-Transportsystemen 
ermöglichte breite Anwendung der Wärme-Kraft-Kopplung 
erschließt ein beachtliches Potential der Einsparung von Ener- 
gie. Rein theoretisch könnten bis zum Jahre 2000 von dem dann 
erforderlichen Energiebedarf etwa 55 Mio t SKE eingespart 
werden. Die in der Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage zur rationellen Energieverwendung dargestellten 
wirtschaftlichen Aspekte lassen jedoch nicht erwarten, daß die- 
ses theoretisch denkbare Maß der Energieeinsparung bis dahin 
wirklich erreicht wird. Eine präzisere Vorausschätzung ist aus 
den eingangs genannten Gründen zur Zeit noch nicht möglich. 
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7. Wie beurteilt die Bundesregierung im Vergleich zu den Fern- 
wärmeprojekten Möglichkeiten zur Einsparung von Primär- 
energie, z. B. die von ihr selbst eingeleiteten Initiativen für den 
verbesserten Wärmeschutz von Gebäuden und für die Wärme- 
rückgewinnung in Hochbauten, insbesondere im Verhältnis von 
Primärenergieeinsparung (Nutzen) zu hierfür erforderlichen 
Investitionen (Aufwand) ? 


Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die Große An- 
frage zur rationellen Energieverwendung (Drucksache 7/3595; 
insbesondere Antwort auf Frage 1 und Anlage 1) die Einsparun- 
gen quantifiziert, die sich voraussichtlich aus den von ihr ergrif- 
fenen und geplanten Maßnahmen ergeben. Danach kann mit 
Einsparungen von 17 bis 22 Mio t SKE bis 1980 und von 35 bis 
40 Mio t SKE bis 1985 gerechnet werden. Allein das geplante 
Gesetz zur Einsparung von Energie in Gebäuden läßt eine Ein- 
sparung von 15 bis 19 Mio t SKE bis 1980 und von 23 bis 28 
Mio t SKE bis 1985 erwarten. 

Die Bundesregierung hat sich bei ihren Energiesparaktionen 
zunächst auf solche Maßnahmen konzentriert, die innerhalb 
eines überschaubaren Zeitraums und bei einem möglichst gün- 
stigen Verhältnis zwischen Investitionsaufwand und eingespar- 
ter Energie realisiert werden können. So werden sich z. B. die 
zusätzlichen Investitionskosten, die sich aufgrund der Anforde- 
rungen des vorgesehenen Gesetzes zur Einsparung von Energie 
in Gebäuden ergeben, durch die geringeren Energiekosten in 
einem relativ kurzen Zeitraum amortisieren. 

Inhalt und Umfang weiter auf rationelle und sparsame Energie- 
verwendung gerichteter Maßnahmen werden von der zukünfti- 
gen Entwicklung, insbesondere der Versorgungslage, bestimmt 
sein. Dabei wird das Verhältnis zwischen Aufwand und gesamt- 
wirtschaftlichen Auswirkungen unter Berücksichtigung der 
erreichbaren Spareffekte gegeneinander abgewogen werden 
müssen. 
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